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1. Allgemeines

8 1 Name, Sitz und Geschaftsjahr des
Verbandes
Der Verband fuhrt den Namen "Hotel- und Gaststattenverband Sachsen e.V.“. Das
Vereinskurzel lautet ,DEHOGA Sachsen e.V.*

Er ist ein eingetragener Verein und hat seinen Sitz und Gerichtsstand in Dresden.

Der Verband umfasst den raumlichen Bereich des Freistaates Sachsen.

Der Verband ist parteipolitisch und konfessionell neutral.

Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

8§ 2 Zweck des Verbandes

Der Zweck des Verbandes ist die Interessenvertretung der Gaststatten und
Beherbergungsbetriebe im Freistaat Sachsen zur Wahrung, Pflege und Férderung aller
beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen Belange seiner Mitglieder. Er nimmt die
Interessenvertretung in allen mit dem Aufgabenprofil seiner Mitglieder verbundenen
Fragen gegenlber der Landesregierung, den kommunalen sowie weiteren Organen,
Unternehmen und Einrichtungen wahr. Der Verband pflegt den Gemeinsinn und
gesellschaftlichen Zusammenhalt seiner Mitglieder. Er fordert die rechtliche, soziale,
wirtschaftliche und finanzielle Vertretung seiner Mitglieder. Darliber hinaus wirkt er aktiv
an der Gestaltung der Aus- und Weiterbildung des Berufsnachwuchses in Kooperation

mit anerkannten Bildungseinrichtungen mit.

Der Verband vertritt die Verbandsmitglieder sowie die Tarifmitglieder beim Abschluss
von Verbandstarifvertragen flr den Freistaat Sachsen. Tarifmitglieder in diesem Sinne

sind jene Mitglieder, die nicht den Ausschluss der Verbandstarife flir sich erklart haben.

Der Verband gewahrt seinen Mitgliedern im gesetzlich zuldssigen Rahmen
Unterstlitzung in Arbeitsrechtsangelegenheiten geman 8 11 des
Arbeitsgerichtsgesetzes. Der Verband unterstitzt die Interessen aller Mitglieder

gegeniber den Interessenvertretungen der Arbeithehmer, insbesondere durch die
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Beratung und Information in allen sozialpolitischen und tarifrechtlichen
Angelegenheiten.

Der Verband ist berechtigt, im Rahmen des Verbandzweckes die Rechte seiner
Mitglieder im eigenen Namen geltend zu machen, soweit die Mitglieder dem nicht
widersprechen.

Der Zweck des Verbandes ist nicht auf einen wirtschaftlichen Geschéaftsbetrieb
gerichtet.

2. Die Mitgliedschaft
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschatft ist freiwillig.

Aufnahmeantrage sind schriftlich an eine der Geschéftsstellen des Verbandes zu
richten. Uber die Aufnahme entscheidet der Landesvorstand im Benehmen mit dem
zustandigen Regionalbereich. Die Entscheidung ist dem Antragsteller schriftlich

mitzuteilen.

§ 4 Mitglieder

Der Verband hat ordentliche, au3erordentliche Mitglieder und Ehrenmitglieder.

(1)

Ordentliche Mitglieder konnen alle natirlichen und juristischen Personen,
gesellschaftlichen Zusammenschlisse und Personenvereinigungen werden, die ein
Gastronomie- bzw. Beherbergungsgewerbe betreiben oder sich im Gastronomie- bzw.
Beherbergungsgewerbe unternehmeréahnlich im Territorium des Verbandes betatigen.
Die Mitglieder des Verbandes sind unmittelbar und gleichzeitig Mitglieder eines
zustandigen Regionalbereichs. Im Falle einer Auflésung des Regionalbereichs besteht
die Mitgliedschaft im Verband weiterhin.

Die Nichtausiibung eines Betriebes Uber einen Zeitraum von mehr als 6 Monaten ist
auf die Mitgliedschaft ohne Einfluss. In besonderen Fallen kann der
Landesvorstand auch nicht in dem Verbandsterritorium téatigen Gastronomen oder

anderen, den Verbandszielen verbundenen Personen eine Mitgliedschaft zugestehen.
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2.1. Existenzgrinder und potenzielle Unternehmensnachfolger im Gastronomie- bzw.
Beherbergungsgewerbe werden. Die aulRerordentliche Mitgliedschaft geht
automatisch zu dem Zeitpunkt in eine ordentliche Mitgliedschaft tiber, zu dem die
Voraussetzungen nach § 4 Abs. (1) vorliegen. AulRerordentliche Mitglieder sind
deshalb  verpflichtet, die Aufnahme des  Geschéftsbetriebes  der
Landesgeschéftsstelle des Verbandes unverziiglich mitzuteilen. N&heres wird
durch den Landesvorstand in der Beitragsordnung festgelegt. Diese Mitglieder
haben Stimm- und Wahlrecht.

2.2. Anderen, als den genannten Mitgliedern, kann der Landesvorstand in
besonderen Féllen auf Antrag eine auf3erordentliche, férdernde Mitgliedschaft
zuerkennen; insbesondere dann, wenn deren Mitgliedschaft auf Grund der
Kenntnisse, Erfahrungen oder sonstiger Bedeutung, die diese Personen oder
Vereinigungen insbesondere auf dem Gebiet des Hotel- und Gaststattenwesens
sowie des Tourismus besitzen, eine Forderung des Verbandszweckes erwarten
lasst. Eine separate Fordervereinbarung regelt alle weiteren Details. Diese
Mitglieder haben die Rechte und Pflichten der ordentlichen Mitglieder, jedoch

kein Stimm- oder Wahlrecht.

Auf Vorschlag des Landesvorstandes kann die Ehrenmitgliedschaft durch die
Landesdelegiertenversammlung verliehen werden. Ein Verbandsbeitrag wird von
ihnen nicht erhoben. Details werden in einer separaten Ehrenordnung geregelt.

Ehrenmitglieder haben weder Stimm- noch Wabhlrecht.

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder

Alle ordentlichen Mitglieder haben gleiche Rechte und Pflichten mit der Einschrankung,
dass Mitglieder ohne Tarifbindung nicht an die Tarifvertrage gebunden sind. Mitglieder
ohne Tarifbindung dirfen auch nicht in der Tarifkommission des DEHOGA Sachsen
e.V. mitwirken. Alle Mitglieder haben das Recht, bei Tarifvertragen, die nicht fur
allgemeinverbindlich erklart sind, fur ihren Betrieb den Ausschluss der Tarifbindung zu
erklaren (Mitgliedschaft ohne Tarifbindung). Diese Erklarung ist schriftlich abzugeben.
Sie wirkt zum Ablauf der jeweils geltenden Tarifvertrage. Die Erklarung kann jederzeit

widerrufen werden.

Mitglieder besitzen unabhangig von der Geschaftsgrof3e jeweils eine Stimme.



3) Die Mitgliedschaftsrechte kbnnen erstmals nach Bezahlung der Mitgliedsbeitrage fur
sechs Monate ausgeubt werden. Mitgliedern, die mit ihren Beitragen sechs Monate oder
mehr in Rickstand sind, kann die Auslbung ihrer Mitgliedschaftsrechte verweigert

werden.

(4) Die Mitglieder sind verpflichtet, das Gaststatten- und Beherbergungsgewerbe
standesgemal zu vertreten und die Interessen des Verbandes zu wahren und zu

fordern.

(5) Das Mitglied hat die Mitgliedsbeitrage regelmaRig zu zahlen und die Satzung in ihrer

jeweiligen Form anzuerkennen.

§ 6 Beitrage

Von den Mitgliedern werden Geldbeitrage erhoben. Die HOhe dieser Zahlungen, die Falligkeit,
die Art und Weise der Zahlung (zum Beispiel Lastschriftverfahren) und zusatzliche Gebuhren
bei Zahlungsverzug oder Verwendung eines anderen, als des beschlossenen
Zahlungsverfahrens, regelt eine Beitragsordnung, die von dem Landesvorstand beschlossen
wird. Die Beitragsordnung ist nicht Satzungsbestandteil. Sie wird den Mitgliedern in der jeweils
aktuellen Fassung durch Rundschreiben, Mitteilung in der Mitgliederzeitschrift etc. bekannt

gegeben.

§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft

Q) Die Mitgliedschaft kann unter folgenden Voraussetzungen beendet werden:

a) durch Tod bzw. bei juristischen Personen oder Personenvereinigungen durch
Erldschen. Die Mitgliedschaft geht im Falle der Weiterfihrung des Betriebes auf
den Rechtsnachfolger Gber.

b) durch eine schriftliche Austrittserklarung an eine der Geschaftsstellen. Dies ist zum
Schluss eines Kalenderjahres mit dreimonatiger Frist moglich.

¢) durch férmliche AusschlieBung, die durch Beschluss des Vorstandes erfolgt, wenn
— dem Mitglied die Erlaubnis zum Betreiben eines Gaststatten- oder

Beherbergungsbetriebes rechtskraftig untersagt wurde,
— das Mitglied gegen die Ziele oder Interessen des Verbandes in grobem Male
verstoR3en hat oder wiederholt gegen sie versté3t und dessen Mitgliedschaft

dadurch den anderen Mitgliedern nicht mehr zugemutet werden kann,
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— trotz schriftlicher Mahnung fur mindestens sechs Monate die Beitrdge nicht
entrichtet worden sind.
Die Pflicht zur Zahlung des Beitrages fir das laufende Quartal bleibt davon unberihrt

Vor dem Ausschluss ist innerhalb einer Frist von vier Wochen Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Der Landesvorstand informiert das betroffene Mitglied
schriftlich Gber die AusschlieRung.

Gegen den Vorstandsbeschluss ist innerhalb von vier Wochen die Beschwerde
moglich. Sie ist nach getroffener und schriftlich Ubermittelter Entscheidung bei einer
der Geschéftsstellen einzulegen. Die néchste Landesdelegiertenversammliung

entscheidet endgultig Uber den Ausschluss.

3. Gliederung und Organe des Verbandes

§ 8 Allgemeines

Der Verband gliedert sich regional. Die regionale Gliederung umfasst so genannte
Regionalbereiche. Dabei handelt es sich um den freiwilligen Zusammenschluss von
Mitgliedern des Verbandes in einer Region mit einem zustandigen Landesvorstand von
drei Mitgliedern des Landesvorstandes, die der Region zugehdrig sind.

Die regionalen Gliederungen besitzen keine eigene Rechtspersonlichkeit und sind
auch keine rechtsfahigen Vereine.

Die Tatigkeiten gliedern sich in zentrale und dezentrale Aufgabenbereiche, die
entweder einheitlich auf Landesebene von den zustandigen Organen oder jeweils in
den Regionalbereichen umgesetzt werden. Details werden separat im

Geschéftsverteilungsplan geregelt.

Die Organe des Verbandes sind die Landesdelegiertenversammliung,

Landesvorstand, das Prasidium und die Revisionskommission.

8 9 Landesdelegiertenversammlung

Die Landesdelegiertenversammlung ist das hdochste Organ des Landesverbandes.
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Sie besteht aus 90 Delegierten.
Der Delegiertenschliissel ergibt sich prozentual entsprechend den wahlberechtigten
Mitgliedern der Regionalbereiche.

Mindestens einmal im Jahr wird eine Landesdelegiertenversammlung durch den

Vorstand einberufen.

Der Beschlussfassung der Delegierten unterliegen insbesondere

a) die Wahl der 12 Mitglieder des Landesvorstandes fur die Dauer von vier Jahren
(das Prasidium innerhalb des Landesvorstandes wahlt der Landesvorstand
innerhalb der konstituierenden Sitzung),

b) die Bestatigung der Revisionskommission flr die Dauer von vier Jahren,

c) die Entgegennahme des Geschaftsberichtes des abgelaufenen Rechnungsjahres,

d) die Entgegennahme des Kassenberichtes und des Berichtes der
Revisionskommission,

e) die Genehmigung des Haushaltsplanes und Arbeitsplanes fiir das kommende
Geschéftsjahr,

f) die Entlastung des Landesvorstandes,

g) die Anderung oder Erganzung der Satzung,

h) der Ausschluss von einzelnen Mitgliedern,

i) die Festlegung der Grundsatze der Verbandsarbeit,

j) der Erlass und die Anderung einer Wahlordnung,

k) die Auflésung des Verbandes.

Beschlisse, welche die besonderen Rechte und Pflichten der Tarifmitglieder im
Rahmen deren Tarifbindung betreffen, sind unter Ausschluss der Ubrigen Delegierten

ausschlieBlich von den Tarifmitgliedern unter den Delegierten zu fassen.

Eine auRerordentliche Landesdelegiertenversammlung ist vom  Prasidium

einzuberufen, wenn es mehr als 30 Prozent der Mitglieder verlangen.

Der Landesvorstand hat die Landesdelegiertenversammlung mit einer Frist von vier
Wochen in Textform unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuberufen.
Anderungsantrage zur Tagesordnung und Beschlussantrage sind bis zwei Wochen vor

dieser Versammlung zu Handen der Hauptgeschaftsstelle einzureichen.
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Eine Landesdelegiertenversammlung ist beschlussféhig, wenn zwei Drittel aller
Delegierten anwesend sind. Die Beschliisse werden mit einfacher Mehrheit gefasst,
sofern die Satzung keine anderen Regelungen vorsieht. Anderungen der Satzung
bedurfen einer Drei-Viertel-Mehrheit. Der Beschluss zur Auflésung des Verbandes
bedarf einer Mehrheit von neun Zehnteln der abzugebenden Stimmen.

Ist eine Landesdelegiertenversammlung nicht beschlussfahig, so kann unmittelbar und
ohne Fristen eine neue Landesdelegiertenversammlung einberufen und durchgefihrt
werden. Diese ist dann mit der einfachen Mehrheit der anwesenden Delegierten
beschlussfahig.

Uber die Beschluisse der Landesdelegiertenversammilung ist ein Protokoll anzufertigen,

welches vom Protokollfiihrer und vom Prasidenten zu unterzeichnen ist.

8§ 10 Landesvorstand, Mitglieder des Landesvorstandes und Prasidium

Der Landesvorstand setzt sich zusammen aus jeweils drei, pro Regionalbereich durch
die Delegiertenversammlung, gewahlten Mitgliedern. Er wird erweitert durch je einen
Nachfolgekandidat je Regionalbereich, der ebenfalls durch die
Delegiertenversammlung  gewahlt wird. Bei Ausfall eines gewahlten
Vorstandsmitgliedes innerhalb der Amtsdauer riickt dieser Nachfolgekandidat fir den

jeweiligen Mandatstrager im Landesvorstand nach.

Der Landesvorstand ist fur alle Entscheidungen und MalRnahmen zustandig, die nicht

der Delegiertenversammlung zugewiesen sind.

Die Beschlusse des Landesvorstandes werden in Sitzungen gefasst, die der Prasident,
bei seiner Verhinderung, einer der Vizeprasidenten, einberuft. Der Landesvorstand ist
beschlussfahig, wenn mindestens jeweils ein gewahltes Mitglied des
Landesvorstandes je Regionalbereich und mindestens ein Vertreter des
rechtsgeschéftlichen Vorstandes anwesend sind. Bei Verhinderung eines Mitgliedes
des Landesvorstandes kann ein Bevollmachtigter, ggf. auch ein Geschaftsfuhrer,
ernannt werden. Sollte trotzdem keine Beschlussfahigkeit vorhanden sein, so kann
ohne Frist eine neue Sitzung einberufen werden, die mit einfacher Mehrheit
beschlussfahig ist. Bei Stimmengleichheit zahlt die Stimme des Prasidenten doppelt.

Der Prasident, der erste Vizeprasident, der zweite Vizeprasident und der Schatzmeister
stellen den rechtsgeschaftlichen Vorstand im Sinne von § 26 BGB dar. Sie bilden das

Prasidium und werden in der konstituierenden Sitzung laut Wahlordnung gewahlt. Alle
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Regionalbereiche sollen jeweils durch ein Mitglied im Préasidium vertreten sein. Der
Prasident ist berechtigt, in allen dringenden Féallen allein zu entscheiden. Er vertritt den
Verband gerichtlich und auf3ergerichtlich. Zur Vertretung sind weiterhin der erste
Vizeprasident, der zweite Vizeprasident und der Schatzmeister in dieser Reihenfolge
berechtigt. Von dieser Einzelvertretungsbefugnis machen diese jedoch im
Innenverhéltnis nur im Falle der Verhinderung des Prasidenten und dann nur in
nachgewiesener Abstimmung zwischen den Vizeprasidenten bzw. einem
Vizeprasidenten und dem Schatzmeister im Umfang der besonderen Vollmachten aus
dem Geschéftsverteilungsplan des Vorstandes Gebrauch. Der Vorstand fuhrt die
Geschafte auf der Grundlage des Statutes und der Beschlisse der

Delegiertenversammlung.

Die Amtsdauer der gewahlten Mitglieder des Landesvorstandes und des Prasidenten
beginnt mit dem Schluss der Tagung der Delegiertenversammlung, in der die Wahl
vorgenommen wurde, und endet mit dem Schluss der Tagung, in der die Neuwahl
stattfindet. Die Neuwahl erfolgt in der Delegiertenversammlung, welche im vierten

Kalenderjahr nach der Wahl stattfindet.

Die Zugehorigkeit zum Landesvorstand erlischt, wenn das Mitglied des
Landesvorstandes mehr als sechs Monate keinem gastronomischen Gewerbe mehr

nachgeht.

Die Aufwandsentschadigungen flir das Ehrenamt, gleich welcher Art, werden zukUnftig
in der Beitragsordnung festgelegt. Der Landesvorstand ergénzt die Beitragsordnung

mit Landesvorstandsbeschluss.
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8 11 Regionalbereiche

(1) Die Mitglieder innerhalb einer Region bilden einen Regionalbereich. Dieser orientiert
sich an der Gliederung des Freistaates Sachsen in zehn Landkreise und drei kreisfreie
Stadte. Die Aufgliederung ist wie folgt:

Kreisfreie Stadt Chemnitz Regionalbereich Chemnitz

Erzgebirgskreis Regionalbereich Chemnitz

Landkreis Mittelsachsen Regionalbereich Chemnitz

Vogtlandkreis Regionalbereich Chemnitz

Landkreis Zwickau Regionalbereich Chemnitz

Kreisfreie Stadt Dresden

Regionalbereich Dresden

Landkreis MeilRen

Regionalbereich Dresden

Landkreis Bautzen

Regionalbereich Dresden

Landkreis Gorlitz

Regionalbereich Dresden

Kreisfreie Stadt Leipzig

Regionalbereich Leipzig

Landkreis Leipzig

Regionalbereich Leipzig

Landkreis Nordsachsen

Regionalbereich Leipzig

Landkreis Sachsische Schweiz-Osterzgebirge Regionalbereich SSO

(2) Regionalbereich im Sinne dieser Satzung, ist ein freiwilliger Zusammenschluss von

Mitgliedern des Landesverbandes in einer Region.

3) Die Aufgabe der Regionalbereiche ist die regionale Umsetzung landesverbandlicher
Schwerpunkte, die Vertretung regionaler Interessen nach innen und auf3en und die

Unterstlitzung der Mitglieder bei der Losung regionaler Aufgaben.

4) Die Arbeit der Regionalbereiche wird auf der Grundlage der Beitragsordnung des

Verbandes finanziert.

(5) Die Regionalbereiche kdnnen eine jahrliche, missen jedoch aller vier Jahre, eine
Regionalkonferenz durchfihren. Sie legt die Delegierten laut § 9 (1) fest und wahlt aller
vier Jahre die drei Mitglieder des Landesvorstandes und den Nachfolgekandidat fir

den jeweiligen Regionalbereich.


https://de.wikipedia.org/wiki/Chemnitz
https://de.wikipedia.org/wiki/Erzgebirgskreis
https://de.wikipedia.org/wiki/Vogtlandkreis
https://de.wikipedia.org/wiki/Landkreis_Zwickau
https://de.wikipedia.org/wiki/Dresden
https://de.wikipedia.org/wiki/Landkreis_Görlitz
https://de.wikipedia.org/wiki/Leipzig
https://de.wikipedia.org/wiki/Landkreis_Nordsachsen
https://de.wikipedia.org/wiki/Landkreis_Sächsische_Schweiz-Osterzgebirge
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Der Vorstand eines Regionalbereiches besteht aus den drei Mitgliedern des
Landesvorstandes, die gewahlte Mitglieder des Landesvorstandes sind, und dem
gewahlten Nachfolgekandidaten fir den Landesvorstand des Regionalbereichs. Dieser
bestimmt einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter aus den Mitgliedern des
Vorstandes des Regionalbereiches. Der Vorstand eines Regionalbereiches kann um

weitere Regionalbereichsvorstande erweitert werden.

Der Vorstand eines Regionalbereichs berat und beschliel3t tiber

e die das Hotel- und Gastronomiegewerbe betreffenden Fragen, soweit sie flr den
Regionalbereich von Bedeutung sind,

e die Tatigkeits- und Kassenberichte der Regionalbereiche,

e die AntrAdge der Regionalbereiche an den Landesvorstand und die Ubrigen
Verbandsorgane sowie die Behérden im Regionalbereich. Die Antrage sind dem
Landesvorstand in die Hauptgeschaftsstelle des Verbandes unverziglich
zuzuleiten.

e Der Vorstand eines Regionalbereichs erarbeitet mit dem Geschaftsfihrer einer
Region Entscheidungsvorlagen Uber die das Hotel- und Gastronomiegewerbe

betreffenden Fragen, soweit sie flr die Region von Bedeutung sind.

Zu den Aufgaben des Vorstandes der Regionalbereiche gehéren die Ausfihrung und
Uberwachung der Beschlisse der Delegiertenversammiung und des
Landesvorstandes in den Regionen. Er berichtet Uber die Arbeit in den Gremien der
Region. Dafur erhalt er die Vorbereitungen durch den Geschaftsfihrer des

Regionalbereichs.

Regionalbereichsversammlungen kdnnen auch durch den Landesvorstand einberufen

werden.

Dem Regionalbereich wird vom Landesverband eine Regionalgeschaftsstelle zur
Verfligung gestellt. Die Mitarbeiter der Regionalgeschéftsstelle sind beim
Landesverband angestellt sowie fachlich und administrativ. dem Vorstand des

Landesverbandes unterstellt.
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8§ 12 Revisionskommission

Die Revisionskommission setzt sich aus einem Mitglied je Regionalbereich zusammen.
Sie wird von der Landesdelegiertenversammlung auf vier Jahre bestatigt.

Der Revisionskommission obliegt die Kontrolle des Vermdgens und der Finanztatigkeit
des Verbandes. Sie legt den Bericht der Revisionskommission dem Vorstand in seiner
letzten Vorstandssitzung vor der Landesdelegiertenversammlung vor. Ein Vertreter der

Revisionskommission tragt den Bericht der Landesdelegiertensammlung vor.

Bei Ausscheiden eines Revisionskommissionsmitgliedes ist durch den betreffenden

Regionalbereich ein Nachfolger zu benennen.

8§ 13 Geschaftsfiihrung

Das Présidium kann besoldete Geschaftsfuhrer und weitere hauptamtliche Mitarbeiter
einstellen, die fur die Erreichung des Verbandszweckes und die Erfullung der

Verbandsaufgaben zu sorgen haben.

Es gibt eine Hauptgeschéftsstelle in Dresden und jeweils eine weitere Geschéaftsstelle

pro Regionalbereich.

Um die allgemeine Kooperation und Aufgabenkoordination unter den Geschaftsflihrern
sowie mit dem Prasidium zu fordern, werden weitere Details und Richtlinien im

Geschéftsverteilungsplan geregelt.

8 14 Ausschiisse und Fachgruppen

Der Landesvorstand kann auf Vorschlag der Landesdelegiertenversammlung oder des
Prasidiums standige und nichtstandige Ausschiisse zur Vorbereitung seiner
Beschlisse, zu Ausarbeitungen und speziellen Aufgabengebieten einsetzen. Der
Ausschussvorsitzende und die Mitglieder werden fiir die Dauer der Aufgabe durch den

Hauptgeschéftsfiihrer bestellt.

Fachgruppen kénnen von den Geschaftsfiihrern unter Absprache mit dem Préasidium
und dem Vorstand eingerichtet werden. Sie dienen zur Ubernahme von zentralen,

landesweit einheitlich durchzufihrenden Aufgaben.
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8 15 Tarifkommission

Die Tarifkommission vertritt den Verband in den Tarifverhandlungen und zu den betreffenden

tarifrechtlichen und tarifpolitischen Fragen.

(1)

()

©)
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(5)

Die Regionalbereiche entsenden jeweils eine einheitlich festgesetzte Anzahl an
Tarifmitgliedern in die Tarifkommission. Der Vorstand der Regionalbereiche entsendet

ein einzelvertretungsberechtigtes Mitglied in die Tarifkommission.

Die Tariftkommission wahlt einen Vorsitzenden. Dem Vorsitzenden der
Tarifkommission obliegen die

e Einberufung der Tarifkommission,

e Fuhrung der Tarifverhandlungen und

e Beratungen der Tarifkommission

Die Tarifkommission entscheidet durch Beschluss zu den Richtlinien der Tarifpolitik,
der Ablehnung bzw. Vorbereitung, dem Abschluss und der Kindigung von
Tarifvereinbarungen und zur Auflésung der Tarifkommission. Beschlisse werden mit
einfacher Mehrheit getatigt. Es ist nur Zustimmung oder Ablehnung durch jedes

Mitglied mdglich. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

Die Tarifkommission fuihrt die Tarifverhandlungen fur die Tarifmitglieder und informiert

hiertiber den Landesvorstand.

Die Tarifmitglieder der Regionalbereiche werden beim Abschluss von
Tarifvereinbarungen durch den Vorsitzenden der Tarifkommission sowie ein

einzelvertretungsberechtigtes Mitglied des Vorstandes vertreten.

8§ 16 Wahlen

Die Wahl des Landesvorstandes, die Wahl des Prasidiums und die Wahl der Delegierten zur

Landesdelegiertenkonferenz finden entsprechend der Wahlordnung statt.
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4. Auflésung und Schlussbestimmungen
§ 17 Aufldésung

Die Auflosung des Verbandes kann nur durch den Beschluss der

Delegiertenversammlung erfolgen.

Bei Auflosung oder Aufhebung des Verbandes oder bei Wegfall steuerbeglnstigter
Zwecke fallt das Vermdgen dem DEHOGA-Bundesverband zu, der es unmittelbar und
ausschlieBlich fir gemeinnitzige, mildtatige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Verbandes. Es darf keine
Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Koérperschaft fremd sind, oder durch

unverhaltnismafiig hohe Vergitung beginstigt werden.

§ 18 Schweigepflicht

Alle Mitglieder, die ein Amt inne haben oder hatten, missen Uber Geschéfts- und

Betriebsgeheimnisse, die ihnen in Ausubung ihrer Amter bekannt werden, auch nach

Beendigung ihres Amtes Stillschweigen bewahren.

(1)

()

©)

(4)

(5)

§ 19 Schlussbestimmungen

Personenbezogene Bezeichnungen sind geschlechtsneutral zu verstehen. Auf die
durchgéngig geschlechtsneutrale Formulierung wurde ausschlie3lich aus Griinden der

besseren Lesbarkeit verzichtet.

Soweit diese Satzung Schriftftormen vorsieht, wird klargestellt, dass neben Briefen auch

E-Mails dieser Schriftftormerfordernis gentigen.

Samtliche in der Satzung erwdhnten Zusatzordnungen konnen in der
Hauptgeschéftsstelle in Dresden eingesehen werden und unterliegen Beschlissen des

Landesvorstandes.

Die Satzungsanderung wurde in der Landesdelegiertenversammlung vom 17.06.2019
beschlossen. Diese Satzung tritt mit Beschluss der Versammlung zum 01.01.2020 in
Kraft.

Der Prasident wurde beauftragt und bevollméachtigt, auch im Namen der anderen
Vorstandsmitglieder handelnd, die Anderung im Vereinsregister in Dresden zu

veranlassen.
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(6) Er wird fur den Fall, dass sachliche oder rechtliche Hemmnisse fiir die Anderung
bestehen, durch die Landesdelegiertenversammlung bevollméchtigt, den Hinweisen
des Registergerichtes folgend, notwendige Anderungen der Satzung vorzunehmen und
die Eintragung zu bewirken. Er ist hierfur von den Beschrankungen des §181
BGB befreit.

(7 Die Vollmacht erlischt mit der Eintragung der Anderung der Satzung und des
Vorstandes im Register.

Die Satzung wurde in der Delegiertenversammlung vom 30.03.1992 beschlossen.

- Geandert in der Delegiertenversammlung am 29.03.1993 (§ 7)
- Geandert in der Delegiertenversammlung am 25.03.1996 (88 7, 12)
- Geandert in der Delegiertenversammlung am 7.05.2000 (88 1,6,7,8)
- Geandert in der Delegiertenversammlung am 24.04.2006 (§ 7)

- Geandert in der Delegiertenversammlung am 17.06.2019

LANDESGESCHAFTSSTELLE

DEHOGA Sachsen e.V.
Tharandter Str. 5
01159 Dresden

REGIONALBEREICHSSTELLEN
Tharandter Str. 5, 01159 Dresden
Wildparkstral3e 3, 09247 Chemnitz
Rosa-Luxemburgstral3e 23-25, 04103 Leipzig

Rudolph Renner StralRe 23, 01796 Pirna

DEHOGASachsene.V.
Tharandter Str. 5-01159 Dresden
Tel.+49 3514 28 95 10-

info@dehoga-sachsen.de- www.dehoga-sachsen.de




